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12.09.2019 Bezirksvertretung Sterkrade
17.09.2019 Planungsausschuss
23.09.2019 Rat der Stadt

A
V
B

Beratungsgegenstand

Bebauungsplan Nr. 724 - Dorstener Straße / Steinstraße -
Verkleinerung des Plangebietes und Beschluss zur öffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt beschließt das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 724 zu verkleinern 
(siehe Punkt I)

Gesetzliche Grundlage: § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I,
S. 3634).

2. Der Rat der Stadt erklärt sich mit dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 724 - Dorstener 
Straße / Steinstraße - vom 02.08.2019 einverstanden und beschließt die öffentliche Auslegung 
nebst Begründung (inkl. Umweltbericht).

Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634).
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1 Bezug
2
3 Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 724 - Dorstener Straße / Steinstraße - vom 
4 13.02.2017 (Drucksache Nr. B/16/2314-01)
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [ ]
12
13     ja [ X ]
14
15 Die Kosten für die Anpflanzung und Unterhaltung von Straßenbäumen werden noch bis zum Satzungs-
16 beschluss ermittelt.
17
18 b) Sonstige Keine
19
20
21 Begründung
22
23 I. Verkleinerung des Plangebietes
24
25 Die Teilfläche des Flurstücks Nr.1183, Flur 15, die nordwestlich an das Flurstück Nr. 247, Flur 
26 15, angrenzt sowie die Teilfläche des Flurstücks Nr. 1673, die nordwestlich an das Flurstück
27 Nr. 763, Flur 17, angrenzt, sind in dem Bebauungsplan des Siedlungsverbandes Ruhrkohlen-
28 bezirk - "B 223 (Verbandsstr. NSV) von der Steinbrinkstraße bis zur Steinstraße nebst 
29 Anschlussstraßen an das Straßennetz der Stadt Oberhausen" - vom 24.02.1966 als 
30 Verkehrsfläche festgesetzt. Sie sind jedoch nicht als Verkehrsfläche ausgebaut und werden 
31 zukünftig auch nicht als Verkehrsflächen benötigt, daher wird das Plangebiet um diese beiden 
32 Teilflächen verkleinert. 
33
34 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 15 und 17, und wird nunmehr wie folgt 
35 umgrenzt:
36
37 Südwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 982, Flur 17; nordwestliche Grenzen der Flurstücke 
38 Nr. 982, 983 und 382, Flur 17; nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 382, Flur 17; 
39 nordwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 228, 229, 230, 231, 232, 233, 234, 235, 958, 713, 
40 703 und 701, Flur 15; nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 701, Flur 15; nordwestliche 
41 Grenzen der Flurstücke Nr. 240, 639 und 636, Flur 15; vom nördlichsten Grenzpunkt des 
42 Flurstücks Nr. 636, Flur 15, abknickend zum südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 710, 
43 Flur 15; nordöstliche und östliche Grenze des Flurstücks Nr. 660, Flur 15; nordwestliche und 
44 nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 1183, Flur 15; nordöstliche und südöstliche Grenze des 
45 Flurstücks Nr. 243, Flur 15; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 1183, Flur 15; südöstliche Seite 
46 der Dorstener Straße bis zum westlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 742, Flur 15; von dort 
47 abknickend zum nördlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 246, Flur 15; südöstliche Seite der 
48 Dorstener Straße bis zum westlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 729, Flur 15; von dort 
49 abknickend zum nördlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 579, Flur 17; südöstliche Seite der 
50 Dorstener Straße; am westlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 579, Flur 17, abknickend zum 
51 südlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 982, Flur 17.
52
53
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54 II. Planungsanlass und -ziele
55
56 Aktueller Planungsanlass ist ein geplantes Vorhaben für eine Wettannahmestelle in einem 
57 Ladenlokal, das zuletzt als Imbiss genutzt wurde. Diese Umnutzung würde einen „Trading-
58 Down-Effekt“ für das Nahversorgungszentrum Tackenberg/Klosterhardt auslösen und im 
59 Zusammenhang mit der vorhandenen Wohnnutzung zu Spannungen führen. 
60
61 Im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 724 wird eine verträgliche Nutzungsmischung angestrebt. 
62 In dem vorgesehenen Mischgebiet im nördlichen Plangebiet sollen Nutzungen, die schädliche 
63 Auswirkungen aufweisen und/oder einen „Trading-Down-Effekt“ auslösen, verfestigen oder 
64 verstärken, ausgeschlossen werden. Das Mischgebiet umfasst den südlichen Teilbereich des 
65 Nahversorgungszentrums Tackenberg/Klosterhardt, der sich im Plangebiet befindet. Die 
66 Entwicklung des Nahversorgungszentrums soll gesichert werden. Für das Allgemeine Wohn-
67 gebiet im südlichen Plangebiet sollen weitergehende Regelungen getroffen werden, die boden-
68 rechtliche Spannungen vermeiden. 
69
70 Unter „Trading-Down-Effekten“ wird die Entwertung einer Gebietsstruktur verstanden, die dann 
71 entsteht, wenn Betriebe mit typischerweise niedrigem Investitionsbedarf und vergleichsweise 
72 hoher Rendite (wie z.B. Wettbüro, Wettannahmestellen, Spielhallen und Rotlichtnutzungen) in 
73 Konkurrenz treten zu Betrieben mit höherem Investitionsbedarf und niedrigerer Rendite. Der 
74 Wettbewerb zwischen Konkurrenten mit unterschiedlicher wirtschaftlicher Potenz führt 
75 tendenziell zu einer Erhöhung der Immobilienpreise und damit zu einer Verdrängung von 
76 Branchen oder Nutzungen mit schwächerer Finanzkraft. In gemischt genutzten Gebieten kann 
77 darüber hinaus eine vorhandene Wohnnutzung verdrängt werden.
78
79 Mit dem Bebauungsplan Nr. 724 werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:
80
81  Festsetzung eines Mischgebietes;
82
83  Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes;
84
85  Ausschluss von Nutzungen mit schädlichen Auswirkungen wie bordellartige Betriebe, 
86 Vergnügungsstätten, Wettannahmestellen und andere.
87
88 Das städtebauliche Erfordernis einer Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ergibt sich aus 
89 der Notwendigkeit eine städtebauliche Ordnung planungsrechtlich zu flankieren, die die 
90 Erhaltung und weitere Entwicklung des südwestlichen Bereiches des zentralen Versorgungs-
91 bereichs „Nahversorgungszentrums Tackenberg/Klosterhardt“ nicht beeinträchtigt und darüber 
92 hinaus in dem festzusetzenden Allgemeinen Wohngebiet keine bodenrechtlich beachtlichen 
93 Spannungen forciert.
94
95 III. Städtebauliches Konzept
96
97 Da das Plangebiet bereits vollständig bebaut ist, wird das Maß der baulichen Nutzung nicht 
98 über Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt. Vielmehr soll sich die Zulässigkeit von Vor-
99 haben in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren Grundstücksflächen 

100 weiterhin nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). 
101
102
103
104
105
106
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107 Im Plangebiet soll an der Dorstener Straße innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs ein 
108 Mischgebiet festgesetzt werden. In den Erdgeschossen soll die zentrentypische Nutzungs-
109 mischung aus Einzelhandel, Gastronomie und Dienstleistungen erhalten bleiben. An der 
110 Dorstener Straße Nr. 328 und im Anbau der Dorstener Straße Nr. 315 (Flurstücke 142, 143, 
111 Flur 8) befinden sich nördlich des Plangebietes bereits zwei Spielhallen. Daher werden – auch 
112 mit Verweis auf das Gesetz zur Ausführung des Glücksspielstaatsvertrages AG GlüStV NRW) – 
113 weitere Nutzungen wie Spielhallen, Wettbüros und Wettannahmestellen in diesem Bereich 
114 ausgeschlossen.
115
116 Im südlichen Teil des Plangebietes soll ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden. Die 
117 Wohnbebauung an der Dorstener Straße ist Bestandteil eines größeren Wohngebiets. 
118 Nutzungen wie Wettannahmestellen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen, die die Wohnqualität 
119 maßgeblich beeinträchtigen (z.B. durch Lärmbelästigung), sollen auch hier ausgeschlossen 
120 bzw. nicht Bestandteil des Bebauungsplans werden.
121
122 IV. Bisheriger Verfahrensablauf
123
124 Am 13.02.2017 hat der Rat der Stadt den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 724
125 - Dorstener Straße / Steinstraße - gefasst.
126
127 Der Aufstellungsbeschluss ist im Sonderamtsblatt der Stadt Oberhausen vom 17.02.2017 
128 bekannt gemacht worden.
129
130 Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
131 (BauGB) und nach den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an 
132 der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen erfolgte für den Vorentwurf des Bebauungsplans
133 Nr. 724 - Dorstener Straße / Steinstraße -
134
135  In der Zeit vom 25.04.2019 – 09.05.2019 einschließlich die öffentliche Darlegung und 
136 Anhörung zur Planung.
137
138 Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
139 Planung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten zu lassen. Gleichzeitig wurde 
140 den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.
141
142 Eine öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der Stadt 
143 Oberhausen beschlossenen „Verfahrensgrundsätze für die vorgezogene Beteiligung der Bürger 
144 an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen nicht stattgefunden.
145
146 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 27.03.2019 
147 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erstmalig bei der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt worden.
148
149 Im Rahmen der Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind 
150 folgende abwägungsrelevanten Stellungnahmen zum Bebauungsplan eingegangen:
151
152 A. Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange
153
154 1. Amprion GmbH
155 Rheinlanddamm 24
156 44139 Dortmund
157
158
159
160
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161 2. Bezirksregierung Arnsberg
162 Abteilung 6 - Bergbau und Energie in NRW
163 Goebenstraße 25
164 44135 Dortmund
165
166 3. Oberhausener Netzgesellschaft mbH
167 Danziger Straße 31
168 46045 Oberhausen
169
170 4. RAG Aktiengesellschaft
171 Deutsche Steinkohle
172 Im Welterbe 10
173 45141 Essen
174
175 5. Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH
176 Postfach 50 17 40
177 50977 Köln
178
179 6. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH
180 Am Schloß Broich 1-3
181 45479 Mülheim a.d. Ruhr
182
183 7. Stadtwerke Oberhausen
184 Postfach 10 15 40
185 46015 Oberhausen
186
187 V. Stellungnahme der Verwaltung zu den abwägungsrelevanten Eingaben
188
189 Die inhaltsgleiche Wiedergabe der abwägungsrelevanten Stellungnahmen sowie die erar-
190 beiteten Prüfergebnisse und Abwägungsvorschläge der Verwaltung sind der beigefügten 
191 Abwägungstabelle (Anlage 2) zu entnehmen.
192
193 Kopien der abwägungsrelevanten Eingaben sind der Anlage 3 zu entnehmen.
194
195 VI. Weiterer Verfahrensablauf
196
197  Einverständnis des Rates der Stadt mit dem Entwurf des Bebauungsplans sowie Beschluss 
198 des Rates gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zur öffentlichen Auslegung dieses Entwurfs;
199
200  2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4
201 Abs. 2 BauGB;
202
203  Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs im Amtsblatt der 
204 Stadt Oberhausen;
205
206  Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer 
207 eines Monats, mindestens jedoch für 30 Tage, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
208 für die Dauer einer angemessenen längeren Frist;
209
210  Entscheidung des Rates über die abwägungsrelevanten Stellungnahmen sowie 
211 Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB;
212
213
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214  Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses im 
215 Amtsblatt der Stadt Oberhausen.
216
217 VII. Kurzzusammenfassung
218
219 Im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 724 wird eine verträgliche Nutzungsmischung angestrebt. 
220 In dem vorgesehenen Mischgebiet im nördlichen Plangebiet sollen Nutzungen, die schädliche 
221 Auswirkungen aufweisen und/oder einen „Trading-Down-Effekt“ auslösen, verfestigen oder 
222 verstärken, ausgeschlossen werden. Für das Allgemeine Wohngebiet im südlichen Plangebiet 
223 sollen weitergehende Regelungen getroffen werden, die bodenrechtliche Spannungen 
224 vermeiden. Der Bebauungsplan umfasst auch den südwestlichen Bereich des Nahversorgungs-
225 zentrums Tackenberg/Klosterhardt.
226
227
228 Anlagen
229
230 Anlage 1: Verkleinerung des Bebauungsplans Nr. 724
231
232 Anlage 2: Abwägungstabelle
233
234 Anlage 3: Kopien der abwägungsrelevanten Eingaben
235
236 Anlage 4: Begründung (einschließlich Umweltbericht)
237
238 Die Anlagen 3 + 4 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 
239 nicht in Papierform beigefügt. Sie liegen aber während der Sitzung zur Einsichtnahme aus und 
240 können darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS heruntergeladen werden.
241
242
243
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Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zur Aufstellung 

des Bebauungsplanes Nr. 724 - Dorstener Straße / Steinstraße - 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden im Folgenden die Stellungnahmen von natürlichen Personen anonymisiert wiedergegeben, sofern einer Namens-

nennung nicht ausdrücklich zugestimmt wurde. Wenn Personenangaben innerhalb der Stellungnahmen gemacht wurden, werden diese ebenfalls anonymisiert. 

Die entsprechenden Angaben in den Originalschreiben wurden geschwärzt. 

Gegebenenfalls den Stellungnahmen beigefügte Pläne, Fotos, Presseartikel etc. sind den Kopien der Originalstellungnahmen zu entnehmen (siehe Anlage 3  zu 

dieser Beschlussvorlage). Insoweit im Abwägungsvorschlag auf diese Materialien Bezug genommen wird, erfolgt ein entsprechender Verweis in der Abwägungs-

tabelle. 

Stellungnahmen Prüfung und Abwägungsvorschlag 

A.1 

Amprion GmbH 

Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 

Stellungnahme vom 10.04.2019 

 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans verlaufen keine Höchstspannungsleitungen 
ihres Unternehmens. 
 
Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht 
nicht vor. 
 
Ferner geht sie davon aus, dass bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständi-
gen Unternehmen beteiligt wurden. 

Die weiteren Versorgungsträger sind im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplanes angeschrieben und 
zur Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
Es haben sich hieraus keine planrelevanten Stellungnahmen erge-
ben. 
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Stellungnahmen Prüfung und Abwägungsvorschlag 

A.2 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abt. Bergbau und Energie in NRW 

Goebenstraße 25, 44135 Dortmund 

Stellungnahme vom 02.05.2019 

 

Der Bebauungsplan Nr. 724 befindet sich über dem auf Steinkohle verliehenen 
Bergwerksfeld „Heide", über dem auf Eisenstein verliehenen, inzwischen erlosche-
nen Distriktsfeld „Gute Hoffnung" sowie über dem auf Kohlenwasserstoffe erteilten 
Erlaubnisfeld „Julix" (zu gewerblichen Zwecken). Eigentümerin des Bergwerksfel-
des „Heide" ist die RAG Aktiengesellschaft, Im Welterbe 10 in 45141 Essen. Letzte 
Eigentümerin des Distriktsfeldes „Gute Hoffnung" war die MAN SE in München, 
vertreten durch die MAN GHH Immobilien GmbH, Sterkrader Venn 2 in 46145 
Oberhausen. Inhaberin der Erlaubnis „Julix" ist die Mingas-Power GmbH, Rütten-
scheider Str. 1 - 3 in 45128 Essen. 
 
Ausweislich der derzeit ihr vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des Planverfah-
rens kein heute noch einwirkungsrelevanter Bergbau dokumentiert. Danach ist mit 
bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. 
 
Jedoch sind auf den ihr vorliegenden Tagerissen Unstetigkeitszonen eingezeich-
net, die auch das o. g. Plangebiet betreffen. Bei Unstetigkeiten handelt es sich um 
Erdstufen, Erdspalten und Flexuren, die unter Umständen auch dann noch zu Ge-
bäudeschäden führen können, wenn der Bergbau schon lange beendet ist. Es wird 
empfohlen, sich wegen der Unstetigkeit in Verbindung mit einem Bauvorhaben  
oder in Bergschadensangelegenheiten an die Bergwerksunternehmerin, hier die 
RAG Aktiengesellschaft, Im Welterbe 10 in 45141 Essen zu wenden. 

In Anbetracht des ehemaligen Bergbaus und den vorliegenden Un-
stetigkeitszonen wurde folgende Kennzeichnung nach § 9 Abs. 5 
Nr. 2 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 
„Das gesamte Plangebiet gehört zu den Gebieten, unter denen der 
Bergbau umging und zum Anpassungsbereich gemäß § 110 Bun-
desberggesetz vom 13.08.1980 (BGBl. I, S. 1310), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 G vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808). Bei der Be-
bauung des Gebietes sind möglicherweise besondere Sicherungs-
maßnahmen erforderlich. Bauherren werden gebeten, Kontakt mit 
den zuständigen Bergwerkseigentümern aufzunehmen.“ 

 

Soweit eine entsprechende grundsätzliche Abstimmung mit dem Feldeseigen-
tümer / Bergwerksunternehmer nicht bereits erfolgt ist, empfehlt sie, diesem in Be-
zug ·auf mögliche zukünftige bergbauliche Planungen, zu bergbaulichen Einwir-
kungen aus bereits umgegangenem Bergbau sowie zu dort vorliegenden weiteren 

Die Feldeseigentümer / Bergwerksunternehmer wurden im Rah-
men des Beteiligungsverfahrens zur Stellungnahme aufgefordert. 
Es wurden keine Stellungnahmen vorgebracht. 
 

9 von 64 in Zusammenstellung



Bebauungsplan Nr. 724 - Dorstener Straße / Steinstraße - 
Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

Seite 3 von 7 

Stellungnahmen Prüfung und Abwägungsvorschlag 

Informationen bzgl. bergschadensrelevanter Fragestellungen Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. Möglicherweise liegen dem Feldeseigentümer / Bergwerks-
unternehmer auch Informationen zu Bergbau in dem betreffenden Bereich vor, der 
hier nicht bekannt ist. Insbesondere sollte dem Feldeseigentümer / Bergwerksun-
ternehmer dabei auch Gelegenheit gegeben werden, sich zum Erfordernis von An-
passungs- oder Sicherungsmaßnahmen zur Vermeidung von Bergschäden zu äu-
ßern. Diese Fragestellung ist grundsätzlich privatrechtlich zwischen Grundeigen-
tümer / Vorhabensträger und Bergwerksunternehmer / Feldeseigentümer zu re-
geln. 

. 

Abschließend erwähnt sie, dass eine Erlaubnis das befristete Recht zur Aufsu-
chung des bezeichneten Bodenschatzes innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen 
gewährt. Unter dem ,,Aufsuchen" versteht man Tätig­keiten zur Feststellung (Un-
tersuchung) des Vorhandenseins und' der Ausdehnung eines Bodenschatzes. Eine 
Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken dient lediglich dem Konkurrenzschutz und 
klärt in Form einer Lizenz nur grundsätzlich, welcher Unternehmer in diesem Ge-
biet Anträge auf Durchführung konkreter Aufsuchungsmaßnahmen stellen darf. Ei-
ne erteilte Erlaubnis gestattet noch keinerlei konkrete Maßnahmen, wie z. B. Un-
tersuchungsbohrungen, sodass Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein 
aufgrund einer Erlaubnis nicht hervorgerufen werden können. Konkrete Aufsu-
chungsmaßnahmen wären erst nach weiteren Genehmigungsverfahren, den Be-
triebsplanzulassungsverfahren, erlaubt, die ganz konkret das „Ob" und „Wie" re-
geln. Vor einer Genehmigungsentscheidung erfolgt gemäß den gesetzlichen Vor-
schriften eine Beteiligung von ggf. betroffenen Privaten, Kommunen und Behörden. 
Des Weiteren werden ausführlich und gründlich alle öffentlichen Belange - insbe-
sondere auch die des Gewässerschutzes - geprüft, gegebenenfalls in einem sepa-
raten wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren. 
 

Die vorgetragenen Ausführungen haben lediglich erläuternden 

Charakter und werden zur Kenntnis genommen. 

Bearbeitungshinweis:  
„Diese Stellungnahme wurde bezüglich der bergbaulichen Verhältnisse auf Grund-
lage des aktuellen Kenntnisstandes erarbeitet. Die Bezirksregierung Arnsberg hat 
die zugrunde liegenden Daten mit der zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben er-
forderlichen Sorgfalt erhoben und zusammengestellt. Die fortschreitende Auswer-

Die vorgetragenen Ausführungen haben lediglich erläuternden 

Charakter und werden zur Kenntnis genommen  
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tung und Überprüfung der vorhandenen Unterlagen sowie neue Erkenntnisse kön-
nen zur Folge haben, dass es im Zeitverlauf zu abweichenden lnformationsgrund-
lagen auch in Bezug auf den hier geprüften Vorhabens- oder Planbereich kommt. 
Eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Genauigkeit der Daten kann 
insoweit nicht übernommen werden. Soweit Sie als berechtigte öffentliche Stelle 
Zugang zur Behördenversion des Fachinformationssystems „Gefährdungspoten-
ziale des Untergrundes in NRW" (FIS GDU) besitzen, haben Sie hierdurch die 
Möglichkeit, den jeweils aktuellen Stand der hiesigen Erkenntnisse zur bergbauli-
chen Situation zu überprüfen. Details über die Zugangs- und Informationsmöglich-
keiten dieses Auskunftssystems finden Sie auf der Homepage der Bezirks-
re­gierung Arnsberg (www.bra.nrw.de) mithilfe des Suchbegriffs „Behördenversion 
GDU". Dort wird auch die Möglichkeit erläutert, die Daten neben der Anwendung 
ebenfalls als Web Map Service (WMS) zu nutzen.“ 

 

A.3 

Oberhausener Netzgesellschaft mbH 

Danziger Straße 31, 46045 Oberhausen 

Stellungnahme vom 26.04.2019 

 

„Grundsätzlich bestehen keine Bedenken gegen den o.g. Bebauungsplan. Eine 
Gas-, Fernwärme- sowie Kabelnetzerweiterung ist z.Zt. nicht vorgesehen. Vorhan-
dene Leitungen, Kabel, Anschlüsse oder Anlagen der Oberhausener Netzgesell-
schaft mbH dürfen nicht überbaut, überpflanzt oder beeinträchtigt werden, es muss 
jederzeit ein ungehinderter Zugang zu ihren Netzen und Anlagen gewährleistet 
sein. 
Vor Beginn der Bauphase ist die ausführende Tiefbaufirma zur erneuten Be-
standsplanauskunft bei der Oberhausener Netzgesellschaft verpflichtet. 
Die entsprechenden Planauszüge sendet sie per Mail zu.“ 

 
 
Vor Beginn der Bauphase bzw. im Baugenehmigungsverfahren 
wird Kontakt zur Oberhausener Netzgesellschaft mbH aufge-
nommen. 
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A.4 

RAG Aktiengesellschaft 

Deutsche Steinkohle 

Im Welterbe 10, 45141 Essen 

Stellungnahme vom 30.04.2019 

 

Die RAG Aktiengesellschaft sieht trotz des Vorhandenseins einer sogenannten 
Störungszone auf dem angefragtem Grundstück keine Notwendigkeit, Anpas-
sungs- bzw. Sicherungsmaßnahmen gemäß der §§ 110, 111 BBergG vom Eigen-
tümer des Grundstücks zu verlangen. Es sind für die Zukunft keine bergbaulichen 
Beeinflussungen der Störungszone zu erwarten, da der Bergbau unterhalb des 
Grundstücks seit Jahren eingestellt ist. Im Übrigen weist sie darauf hin, dass das 
Baugrundrisiko, also die Beschaffenheit und die Eignung des Baugrundes für eine 
bestimmte Bebauung, allein dem jeweiligen Eigentümer des Grundstücks obliegt. 
Es ist somit Sache des Eigentümers, den Baugrund in entsprechender Weise prü-
fen und begutachten zu lassen. Diese Verpflichtung folgt aus den einschlägigen 
Bestimmungen der Landesbauordnung NRW und trifft grundsätzlich jeden Bauher-
ren, völlig unabhängig davon, ob das Bauvorhaben sich in einem Gebiet mit berg-
baulicher Beeinflussung befindet. 
 
 

In Anbetracht des ehemaligen Bergbaus und den vorliegenden Un-
stetigkeitszonen wurde folgende Kennzeichnung nach § 9 Abs. 5 
Nr. 2 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen: 

 
„Das gesamte Plangebiet gehört zu den Gebieten, unter denen 
der Bergbau umging und zum Anpassungsbereich gemäß § 110 
Bundesberggesetz vom 13.08.1980 (BGBl. I, S. 1310), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 G vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808) 
Bei der Bebauung des Gebietes sind möglicherweise besondere 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Bauherren werden gebe-
ten, Kontakt mit den zuständigen Bergwerkseigentümern aufzu-
nehmen.“ 
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A.5 

Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH 

Postfach 501740, 50977 Köln 

Stellungnahme vom 03.04.2019 

 

Von der vorgenannten Maßnahme sind weder ihre vorhandenen Anlagen noch laufen-
de bzw. vorhersehbare Planungen ihres Hauses betroffen. 
 
Falls für die Maßnahme ein Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft gefor-
dert wird, muss sichergestellt sein, dass dieser nicht im Schutzstreifen ihrer Leitungen 
stattfindet. 
 
Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bittet sie um erneute 
Beteiligung  

Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich.  
 
 

 

A.6 

RWW Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH 

Am Schloß Broich 1-3, 45479 Mülheim an der Ruhr 

Stellungnahme vom 15.04.2019 

 

Gerne teilt sie mit, dass sie gegen die genannte Maßnahme keine grundsätzlichen 
Bedenken hat.  
Sie hat einen Planausschnitt mit den eingetragenen Linienführungen ihrer vorhan-
denen Versorgungsleitungen vorbereitet. Die Lage und Tiefe der in den Planunter-
lagen eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel kann von der tatsächlichen 
Lage und Tiefe abweichen. Hausanschlussleitungen sind in ihrem Versorgungsge-

 

Leitungen sind vom Bebauungsplan nicht betroffen. Bei dem 

Planbereich handelt es sich um eine erschlossene und in großen 

Teilen baulich genutzte Fläche. 
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biet Eigentum der jeweiligen Grundstückseigentümer als Anschlussnehmer. Hier-
über besitzt sie keine Planunterlagen. Unser Service-Point Oberhausen, Telefon 
0208 69019 0, kann gerne nach Terminvereinbarung die Lage der Leitungen in der 
Örtlichkeit anzeigen. RWW haftet nicht für unrichtige Planunterlagen.  
Wichtig ist bei Baumaßnahmen die Schutzanweisung für erdverlegte Anlagen der 
RWW Rheinisch­Westfälische Wasserwerksgesellschaft, die bei Arbeiten im Be-
reich ihrer Anlagen unbedingt zu beachten ist. Diese Anweisung liegt der Stadt 
Oberhausen vor. Bei Bedarf kann sie gerne weitere Exemplare zur Verfügung stel-
len..“  

 

 

A7 

Stadtwerke Oberhausen AG 

Postfach 101540, 46015 Oberhausen 

Stellungnahme vom 03.04.2019 

 

Sie verweist auf die im Verfahrensgebiet befindliche Haltestellen „Obere Brüderstraße“  

(die Haltestellen-Position in Fahrtrichtung Bottrop liegt im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans). 

Die Haltestelle „Obere Brüderstraße“ ist durch die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes nicht betroffen. 
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